Stagnation bei Rot-Rot?

( Widersprüche aufgelöst

( Wo es noch klemmt und was gar nicht geht

Die Vereinbarung der rot-roten Koalition in Berlin zur A 100 (siehe unten) sei ein Beweis, dass Rot-Rot – so Brigitte Fehrle in der BERLINER ZEITUNG vom 7. Oktober – ein Jahr vor den Berlinwahlen nicht mehr regierungsfähig sei, sich gegenseitig blockiere und auf zahllosen Baustellen sitzen bleibe, was zu Stagnation und Rückwärtsentwicklung in der Stadt führe. Ist das wirklich so? Hat Brigitte Fehrle mit ihrer fatalen Prognose Recht, dass der rot-rote Senat nun quasi ein Jahr des politischen Aussitzens eingeläutet habe?   

( Widersprüche aufgelöst

Nein, sie hat nicht recht, denn Rot-Rot hat gerade mit der Klärung von grundlegenden Konflikten in der Koalition Handlungsfähigkeit bewiesen. Ganz im Gegenteil übrigens zu den Großen Koalitionen in Berlin und im Bund und auch zu Rot-Grün auf Bundesebene, die regelmäßig vor den Wahlen in Stagnation gefallen sind. Wie wurden die zentralen Konflikte zwischen SPD und LINKEN einvernehmlich aufgelöst?

. 

( Verlängerung der A 100 ausgesetzt 

( Im Koalitionsvertrag hatten sich die SPD und die damalige PDS auf dringlichen Wunsch der SPD zur Verlängerung der A 100 verpflichtet. Dafür wurden Planungsmittel eingestellt, während der Bund als Bauherr für die eigentlichen Baukosten verantwortlich zeichnet. 

( Im Jahre 2009 beschlossen Landesparteitage beider Parteien, die A 100 nicht zu bauen. So wurden die Planungsmittel gesperrt. Im Frühsommer 2010 erreichte dann eine hauchdünne Mehrheit in der SPD, dass ein neuer Landesparteitag  davon wieder Abstand nahm und den Bau befürwortete. Seitdem gab es einen grundlegenden Konflikt in der Koalition. 

( Jetzt ist ein Kompromiss gefunden: Die Planung für die Erweiterung der A 100 wird zu Ende geführt, und die Koalition gibt dafür auch die bislang gesperrten Finanzen frei. Die Entscheidung, ob überhaupt gebaut wird,  wird der ab 2011 kommenden Koalition überlassen. 

( Alle Beobachter werten das als eindeutigen Erfolg der LINKEN und als faktisches Aus für die A 100. Denn dass eine künftige Regierungskoalition den Baubeginn einläutet, ginge nur bei einer schwarz-gelben Landesregierung oder einer Großen Koalition, und beides ist so wahrscheinlich wie ein hitzefreier 2. Januar. Alle anderen Koalitionsoptionen sind mit einem Nein zur A 100 verbunden. 

( Und ohne das OK des Landes hat der Bund – obwohl er es als Bauherr könnte – noch nie ein solch bauliches Großprojekt begonnen… 

( Fluglärm über südlichen Bezirken 

( Nachdem die Deutsche Flugsicherung die ersten Entwürfe für die künftigen Flugrouten vom Flughafen Schönefeld bekannt gegeben hatte, gibt es in den südlichen Bezirken des alten Westberlin sowie den angrenzenden Brandenburger Gemeinden Massenproteste, weil sie innerhalb der Flugrouten liegen sollen und vom Fluglärm betroffen sind. 

( Sofort nach Bekanntwerden der Routenvorschläge hat der rot-rote Senat, der ebenfalls erst jetzt informiert worden ist, erreicht, dass alle betroffenen Bezirke und Gemeinden in die Fluglärmkommission aufgenommen und an den Entscheidungen beteiligt werden. 

( Außerdem werden die betroffenen Einwohner an Lärmtests beteiligt, um zu erleben, wie viel Lärm mit der geplanten Überflieghöhe von etwa 2.000 m tatsächlich verbunden ist. 

( Der CDU darf man aber nicht durchgehen lassen, dass sie sich jetzt an die Spitze der Bürgerproteste stellt: Erstens war es die Berliner CDU, die den Standort Schönefeld durchgeboxt hatte, denn die SPD, PDS und das Land Brandenburg hatten den Standort Sperenberg (bei Wünsdorf) favorisiert, wobei die PDS den Großflughafen insgesamt nicht für erforderlich hielt. Und zweitens wollte die CDU noch im vergangenen Jahr den innerstädtischen Flughafen Tempelhof – mit einer weitaus niedrigeren Überflieghöhe un d entsprechendem Lärm – offenhalten. Das Engagement der CDU ist unglaubwürdig und opportunistisch, um ein paar Stimmen zu ergattern. Wir alle sollten durch das Aufdecken der wirklichen Zusammenhänge dafür sorgen, dass sich die CDU bei diesem Spiel mit dem Feuer verbrennt…

( Integration durch Partizipation

( In erster Lesung wurde am 8. Oktober der Entwurf des Integrations- und Partizipationsgesetzes, den die rot-rote Regierungskoalition eingebracht hat, im Landesparlament behandelt. Der Gesetzesentwurf wird von einer breiten Öffentlichkeit begrüßt. Selbstverständlich gibt es Vorschläge zur mehr Verbindlichkeit im realen Leben, aber insgesamt wird das Gesetzesvorhaben als Schritt in die richtige Richtung bewertet.

( Die konservative Opposition und die entsprechenden Medien fokussieren ihre Kritik hingegen auf die Grundidee des Gesetzesentwurfes, nämlich dass Integration nur gelingen kann, wenn Migrantinnen und Migranten unsere Gesellschaft aktiv mit gestalten und vor allem an Entscheidungsprozessen teilhaben können. Eine solche Gleichberechtigung wird entschieden abgelehnt – siehe die Debatte um Christian Wulffs Islam-Platzierung. Zugleich wird wider die Realität behauptet, das Gesetz erfasse viel zu wenig, denn Rot-Rot habe wichtige andere Politikfelder – vor allem die Bildung – vergessen.    

( Und quasi als thematisches Gegenprogramm werden unablässig solche Themen wie die „integrationsunwilligen Ausländer“ oder die Diskriminierung „blonder deutscher Mädchen“ (O-Ton von Frank Henkel, CDU-Landes- und Fraktionsvorsitzender im Abgeordnetenhaus) durch türkische und arabische männliche Jugendliche in den Mittelpunkt gestellt.

( Dieses Vorgehen zeigt eine gewisse Wirkung. Deshalb wäre es sehr wichtig, wenn in der öffentlichen Diskussion verdeutlicht werden könnte, dass es bereits mehrere Gesetze gibt, die die Integration auf bestimmten Feldern, vor allem im Bildungsbereich, regeln. Mit dem jetzigen Gesetz geht es in Ergänzung dazu  darum, den Einfluss von Migrantinnen und Migranten auf die politische Meinungsbildung und Entscheidung deutlich zu stärken – unabhängig davon, ob sie einen deutschen Pass besitzen oder nicht.
( Und natürlich ist keine Art von Diskriminierung zu tolerieren; selbstverständlich muss jegliche Diskriminierung geahndet werden. Vor allem aber muss man das Phänomen sachlich einordnen, und man muss an die Ursachen gehen. Und da zeigt die einzige zum Thema vorliegende Studie (übrigens vom niedersächsischen Kriminologen Christian Pfeiffer, der völlig vom Verdacht einer „Linksneigung“ freizusprechen ist) zweierlei: Zum einen kann man nicht von einer signifikanten Tendenz des „Deutschenhasses durch Ausländer“ sprechen, denn diese Erscheinungen gehen nicht über Einzelfälle hinaus und sind in der Regel (siehe Rütli-Schule) durch pädagogische und andere Maßnahmen abzustellen. Zum zweiten ist ein gravierender Unterschied nachzuweisen, ob die Mehrheitsgesellschaft Minderheiten diskriminiert oder ob einzelne Gruppen aus den Minderheiten zur selben Methode gegen Angehörige der Mehrheitsgesellschaft greifen. Im ersten Fall kann man regelmäßig davon ausgehen, dass bewusst Vorurteile und Ängste geschürt bzw. dass Minderheiten als Urheber sozialer Schieflagen diskriminiert werden. Im zweiten Fall ist es häufig so, dass hier Reaktionen auf die Rolle als Außenseiter und Ausgegrenzte vorliegen, in die Minderheiten von Politik und Gesellschaft gedrängt werden. Insofern sind gerade die momentan ins Feld geführten Vorkommnisse, dass an bestimmten Schulen Kinder deutscher Herkunft beschimpft und gedemütigt werden, ein Beweis für die Notwendigkeit, über gesetzlich garantierte Teilhaberechte die Integration von Migranten zu gewährleisten.
( Weitreichender Interessenausgleich beim Ladenöffnungsgesetz

( Mit der Novelle zum Ladenöffnungsgesetz konnte Rot-Rot einen weitreichenden Kompromiss erzielen, mit dem alle Beteiligten zufrieden sind: die Kirchen, weil keine Ladenöffnung an allen Adventssonntagen erlaubt wurde; dem Einzelhandel, weil die besonders lukrativen (und Arbeitsplatz sichernden) zehn verkaufsoffenen Sonntage bestehen bleiben; die Gewerkschaften, weil allen Versuchen, die verkaufsoffenen Sonntage zu erweitern, im Interesse der Beschäftigten und ihrer Familien widerstanden wurde; den Bahnhofsgeschäften, weil ihr regelmäßiges Sonntagsgeschäft nicht – was in Auslegung des Urteils auch möglich gewesen wäre – abgeschafft wurde.

( Natürlich bleibt Konfliktstoff, denn alle Beteiligten mussten auch auf die Durchsetzung bestimmter ursprünglicher Forderungen verzichten: die Kirchen, die eine vollständige Sonntagsruhe wollten; der Einzelhandel, dem weitaus mehr verkaufsoffene Sonntage lieber gewesen wäre; die Gewerkschaften, die gern ein Verbandsklagerecht (gegen nach ihrer Auffassung ungerechtfertigte Sonntagsöffnungen) gehabt hätten; die Bahnhofsgeschäfte, die gern auch sonntags ihr vollständiges Warensortiment angeboten hätten.  

( Das trifft auch auf die rot-rote Koalition zu, in der es zunächst durchaus unterschiedliche Sympathien zu den einzelnen Forderungen gab und in der sich die beiden Seiten ebenfalls erst mit dem Kompromiss anfreunden mussten. Aber der von den Fraktionen und der zuständigen Senatorin Katrin Lompscher (DIE LINKE) auf gleicher Augenhöhe mit allen Beteiligten geführte ergebnisoffene Beratungsprozess schuf die Basis, dass alle den Kompromiss mittragen, der nach allgemeiner Prognose auch bei den Touristen und „einheimischen“ Kunden Akzeptanz finden wird. 

( Wo es noch klemmt und was gar nicht geht

( Klimaschutzgesetz:  Es gibt Einvernehmen mit dem Anliegen und der Bedeutung der Problematik, und es findet auch Zustimmung, dass die von Katrin Lompscher (DIE LINKE) geführte Senatsverwaltung vor allem in der energetischen Gebäudesanierung den Knackpunkt für eine klimafreundliche Großstadtpolitik sieht. Unvereinbarkeiten gibt es momentan 

hinsichtlich der Zeitvorstellungen und der Kosten, die auf Grundstückseigentümer, Vermieter und Mieter zukämen. Deshalb wurde die Frage aufgeworfen, ob ein nach Prioritäten gestalteter Stufenplan nicht Kosten entlastender wäre, was sich beim genauen Durchrechnen aber so nicht bestätigt. Deshalb muss der Aushandlungsprozess noch einmal ziemlich von vorn beginnen. Ziel der Koalition ist es aber, das Gesetz noch vor den Wahlen zu verabschieden.

( Volksbegehren für eine Hortbetreuung der 5. und 6. Klassen: Die Koalition stimmt dem Anliegen zu, kann aber die 100 Mio. Euro, die das nach Berechnung der Initiative kosten würde, aus dem laufenden Haushalt nicht aufbringen. Verhandelt werden muss auch mit der Initiative, ob diese Altersgruppe wirklich nach dem gleichen pädagogischen Konzept wie die Kinder der untersten Klasse betreut werden sollte oder ob nicht die Forcierung des ohnehin eingeleiteten Ausbaus der schulischen Ganztagsbetreuung der sinnvollere Weg ist. Das soll unmittelbar in nächster Zeit zu einem Ergebnis führen. 

( Verbindliche Bürgerentscheide: Der Verein „Mehr Demokratie e.V.“ hat vorgeschlagen, dass alle Bürgerentscheide zu den rein bezirklichen Angelegenheiten generell verbindlichen Charakter haben sollen. Der Bezirksverordnetenversammlung (BVV) stünde nämlich mit dem § 12 (3) Bezirksverwaltungsgesetz die Möglichkeit zur Verfügung, Empfehlungen an das Bezirksamt „zurückzuholen“ und in verbindliche Beschlüsse umzuwandeln, und eine solche Möglichkeit eines zweistufigen Verfahrens hätten die Bürger nicht. Nach rechtlicher und politischer Prüfung wäre DIE LINKE bereit, bei der anstehenden Gesetzesnovelle dem zu folgen, aber die SPD ist strikt dagegen. Insofern kann dieser Vorschlag von dieser Koalition nicht realisiert werden und bleibt für kommende Zeiten auf der Agenda.     

( Wahlalter 16 auch bei Abgeordnetenhauswahlen: Landesparteitage von SPD und LINKEN sowie die Linksfraktion haben sich dafür ausgesprochen, das aktive Wahlalter zum Abgeordnetenhaus ab 16 Jahre festzulegen. Die SPD-Fraktion ist strikt dagegen. So wird dieses Projekt, für das zudem eine verfassungsändernde Zweidrittelmehrheit gebraucht wird (und wofür selbst ein von der Koalitionsdisziplin abweichendes Stimmverhalten der LINKEN mit den Grünen nicht ausreichen würde), in dieser Legislaturperiode ebenfalls nicht kommen.  

Dr. Peter-Rudolf Zotl

